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Sachverhalt und Fragestellung

Aufgrund mangelnder wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit wurde (einstweilen) darauf verzichtet, den mit der Mutter des Kindes nicht verheirateten Vater zu Unterhaltsverträgen zu verpflichten. Der Anwalt der Mutter verlangt nun von der Beratungsstelle trotz fehlender Leistungsfähigkeit einen angemessenen Unterhaltsbeitrag festzusetzen, der dann  von der zuständigen Gemeinde bevorschusst werden könne.

Die Sozialarbeiterin erkundigt sich, ob es in solchen Fällen zulässig sei, einen Minimalbetrag nach den Richtlinien des betreibungsrechtlichen Existenzminimums festzulegen.

Erwägungen

1. Nach Art. 285 Abs. 1 ZGB sind vier Faktoren massgebend bei der Festlegung eines Unterhaltsbeitrages:
- die Bedürfnisse des Kindes (Unterhaltsbedarf),
- die Lebensstellung und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern, 
- Vermögen und Einkünfte des Kindes,
- Beitrag des nicht obhutsberechtigten Elternteils an die Betreuung des Kindes.
Die Leistungsfähigkeit des nicht obhutsberechtigten Elternteils findet nach Lehre und Rechtsprechung ihre Grenze am betreibungsrechtlichen Existenzminimum. Dem objektiv Leistungsunfähigen kann somit kein Unterhaltsbeitrag auferlegt werden. Er ist nicht verpflichtet, sich auf Dauer zu verschulden. Für das Fehlende hat in den Grenzen seiner Leistungsfähigkeit der andere Elternteil aufzukommen. Soweit dieser dazu auch nicht in der Lage ist, hat die Sozialhilfe die Kosten des notwendigen Unterhaltes zu tragen.


     2. 
Die Möglichkeit, Alimentenvorschüsse zu erwirken, rechtfertigt nicht, Unterhaltsbei-
            träge festzusetzen oder zu vereinbaren, welche die Leistungsfähigkeit des Pflichtigen
            offensichtlich übersteigen.
 
     3. 
Das Gericht oder die Vormundschaftsbehörde darf einen Vertrag nicht genehmigen 
            (Art. 287 Abs. 1 ZGB) wenn offensichtlich zu tiefe oder zu hohe Beiträge festgelegt 
            wurden.



     4.
Das (kantonalrechtliche) Institut der Alimentenbevorschussung ist ein sozialhilfeähnli-
           ches Institut. Die Bevorschussung kommt dann zum Zug, wenn ein geschuldeter Unter-
           haltsbeitrag, nicht, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig geleistet wird. Das Gemein-
           wesen erbringt eine sonst fehlende Leistung an den Unterhalt des Kindes und wird vom
           Pflichtigen via Inkasso die Beiträge eintreiben. Der Unterhaltstitel ist für die Alimen-
           tenbevorschussung nur massgebend, soweit er tatsächlich Art. 285 Abs. 1 ZGB ent-
           spricht.
 Offensichtlich nicht der Leistungsfähigkeit des Pflichtigen entsprechende 
           Unterhaltsbeiträge festzulegen und bei Nichtbezahlung Alimentenbevorschussung 
           geltend zu machen ist ein klarer Missbrauch dieses Instituts.
Niederrohrdorf, 17. August 2008 Christoph Häfeli
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